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Anlage A zu Antrag YH86PVA63

Kommunikation

Anrede: Frau

Akademischer Titel: 

Vorname: Mandy

Name: Haase

E-Mail: m.haase@emes-kabelkonfektion.de

Telefon: 03725405940

Mobiltelefon: 

Abweichender Korrespondenzempfänger

Möchten Sie allgemeinen Schriftverkehr zu diesem Vorhaben an eine andere Adresse übersendet bekommen?

☐ Ja, bitte senden Sie den Schriftverkehr an folgende Adresse

EU-Strukturfondsspezifische Hinweise

• Die persönliche und finanzielle Zuverlässigkeit des Antragstellers ist Grundvoraussetzung für die Verga-
be von Fördermitteln. Deshalb wird vorausgesetzt, dass der Antragsteller die ethischen Grundwerte un-
serer Gesellschaft, wie Integrität, Ehrlichkeit und Rechtschaffenheit akzeptiert. Insbesondere Betrug ist 
eine Verhaltensweise, die nicht geduldet und konsequent verfolgt wird.

• Während der Durchführung des Vorhabens haben Zuwendungsempfänger auf die Förderung aus Mitteln 
der EU und ggf. des Freistaates Sachsen hinzuweisen. 

Verstöße gegen diese Verpflichtung können mit einer Rückforderung der Zuwendung i. H. v. bis zu 3,00 
% sanktioniert werden.

Hinweise zu den Publizitätsvorschriften finden Sie unter www.sab.sachsen.de/foerderzeitraum-2021-
2027.

• Mit der Annahme der Förderung werden Daten über die einzelnen Begünstigten, die geförderten Vor-
haben bzw. Maßnahmen, für die die Zuwendungen gewährt wurden, sowie über die Höhe der Ge-
samtausgaben/-kosten zum Zwecke der Veröffentlichung in einem Verzeichnis übermittelt (Art. 49 Abs. 3 
VO (EU) Nr. 2021/1060).

Daten zum Vorhaben (§)

Zuwendungszweck: Die Förderung soll dazu beitragen, die mit der Umsetzung von Digitalisierungsprojekten 
verbundenen Herausforderungen und Risiken kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) zu minimieren. Mit der 
Förderung soll die Innovationskraft und damit die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen gestärkt werden. Um 
dieses Ziel zu erreichen, werden seitens des Fördergebers folgende zwei Projektarten bezuschusst.

Heranführungsprojekte:
Dies sind erstmalige Projekte, welche den Zuwendungsempfänger an die digitale Transformation heranführen.
Bitte beachten Sie, dass Sie hierfür bisher keine vergleichbaren Zuwendungen des Bundes oder Landes (z. B. "go-
digital" oder "Digital Jetzt" usw.) erhalten oder beantragt haben dürfen.
Zulässige Zuwendungsempfänger sind ausschließlich Kleinstunternehmen.

Transformationsprojekte:
Dies sind komplexe Projekte, welche mit Hilfe moderner Informations- und Kommunikationstechnologien kom-
plexe Geschäftsprozesse digitalisieren, neue Geschäftsmodelle einführen oder bestehende Geschäftsmodelle 
verbesseren.
Zulässige Zuwendungsempfänger sind Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU).

Sind Sie Angehöriger der freien Berufe?: Nein

Wählen Sie bitte die Kategorie Ihres Unternehmens: Mittlere Unternehmen
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☑ Ich erkläre, dass ich die Einstufung der Größenkriterien anhand des SAB-Vordruckes 60300 vorgenom-

men habe.

Link zum SAB Vordruck 60300 

☑ Hiermit bestätige ich, dass es sich bei dem antragsrelevanten Vorhaben um ein Transformationsprojekt 

gemäß den oben stehenden Förderbedingungen handelt.

Bitte spezifizieren Sie Ihr Vorhaben. Die folgenden 3 Abfragen beschreiben das Kriterium oder auch den Bereich 
im Unternehmen, der von der Digitalisierung betroffen ist. Sollte es weitere Bereiche betreffen, sind diese in der 
Vorhabensbeschreibung zu erläutern.

Bitte entscheiden Sie sich für einen Schwerpunkt: Geschäftsprozess / Organisation

Bitte treffen Sie eine weitere Auswahl: Verbesserung von Prozessen für Kunden- und Lieferantenschnittstelle (incl. 
Aftersales)

☑ Hiermit bestätige ich, dass das Digitalisierungsniveau im Unternehmen mit der Durchführung des Vorha-

bens verbessert wird. Unter Anlagen stelle ich Ihnen die Darstellung "Verbesserung Digitalisierungsni-
veau" zur Verfügung. Mir ist bewusst, dass allgemein übliche Standards hiervon ausgeschlossen sind.

Vorhabensbezeichnung (Benennung des Vorhabens): Transformationsprojekt, Geschäftsprozess / Organisation, 
Verbesserung von Prozessen für Kunden- und Lieferantenschnittstelle (incl. Aftersales)

Vorhabensbeschreibung (ausführliche Erläuterung des Vorhabens, ggf. Anlage beifügen): Mit dem geplanten 
Vorhaben soll sowohl die Auftrags Aufträge vom Kunde direkt in das bestehende Warenwirtschaftsprogramm 
eingelesen als auch die Lagerverwaltung digitalisiert werden. Des Weiteren soll die Rechnungserfassung bei Ein-
gang als auch die weitere Verarbeitung bis zur Auszahlung digitaler gestaltet werden.

Vorhabensort

Geben Sie bitte den Ort an, an welchem Sie das Vorhaben durchführen und nutzen werden.

Straße: Filialweg

Hausnummer: 6

Postleitzahl: 09439

Ort: Amtsberg

Vorhabenszeitraum

Der Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraum beginnt mit Antragstellung und endet mit der Bezahlung der letzten 
Rechnung dieses Vorhabens.

Vorhabensbeginn: 28.06.2024

Vorhabensende: 27.08.2025

Durchführungszeitraum

Geben Sie bitte nun den Zeitraum an, indem dieses Vorhaben direkt umgesetzt wird.

Durchführungsbeginn: 28.06.2024

Durchführungsende: 27.06.2025

Wirtschaftszweig am Vorhabensort: 27320 Herstellung von sonstigen elektronischen und elektrischen Drähten 
und Kabeln

Ausgaben (§)

Die Zusammensetzung und Höhe des Fördersatzes ist unternehmens- und vorhabensbezogen unterschiedlich. So 
besteht die Möglichkeit einen 10%igen Bonus zu beantragen, sofern das antragstellende Unternehmen während 
des Durchführungszeitraums tarifgebunden ist oder allen Mitarbeitern eine tarifgleiche Vergütung zahlt. Sofern 
Sie den Tarifbonus beantragen, laden Sie bitte den entsprechenden Nachweis als Anlage hoch.

Das Merkmal Tarifbindung ist dann erfüllt, wenn in dem Antrag stellenden Unternehmen unmittelbar oder mittel-
bar ein Verbands-/Flächen-/Branchentarifvertrag, der die Höhe der Vergütung regelt, zur Geltung kommt. Zum 
Nachweis der Tarifbindung sind die Bezeichnung des Tarifvertrags, das Datum des Vertragsabschlusses und die 
Mitgliedsnummer beim Arbeitgeberverband anzugeben.
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Für die Beurteilung der Erfüllung des Merkmals tarifgleiche Vergütung ist der Verbands-/Flächen-/Branchentarif-
vertrag zu ermitteln, der für das Antrag stellende Unternehmen als Maßstab gelten soll und sodann die Vergütung 
im Unternehmen mit einer hypothetischen Vergütung bei Geltung eines solchen Tarifvertrags zu vergleichen.

Ich beantrage den Tarifbonus: Nein

Transformationsprojekte für mittlere Unternehmen:
Die Höhe der direkten zuwendungsfähigen Ausgaben ist auf 100.000 EUR begrenzt. Die Höhe des Zuschusses 
beträgt bis zu 35 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben (zzgl. 10 Prozent, wenn Auswahl Tarifbonus gewählt 
wurde).

Bitte beachten Sie folgende Hinweise für die Erfassung Ihrer Ausgaben:
Positionen für Software können unter Software und / oder Software Miete erfasst werden.
Die Förderung von Mietsoftware oder Software-as-a-Service ist an folgende Voraussetzungen geknüpft: Der Miet-
/Lizenzbetrag wird bis zu einem Jahr gefördert, sofern der Vertrag mindestens über zwei Jahre läuft. Die Raten 
müssen über die gesamte Vertragslaufzeit gleich hoch sein. Raten außerhalb des Durchführungszeitraumes wer-
den nicht gefördert.

Die Höhe der zuwendungsfähigen direkten Ausgaben für Schulungsmaßnahmen ist begrenzt auf maximal 20 
Prozent der gesamten zuwendungsfähigen direkten Ausgaben (Planung, Konzipierung, Vorbereitung, Realisie-
rung / Hardware / Software / Miete).

Indirekte Kosten werden in Höhe von 7,00 % der zuwendungsfähigen direkten Ausgaben als zuwendungsfähig 
anerkannt. Mit der Pauschalfinanzierung der indirekten Kosten sind alle Kosten abgegolten.

Planung und Konzipierung (§)

Pos. Bezeichnung
Erbringer der Leis-

tung
Gesamtbetrag 

(EUR)

1 Planung und Konzipierung Datenbank Synerpy GmbH 3.950,00

2 Planung und Konzipierung ERP Lagerverwaltung Synerpy GmbH 9.800,00

3 Einrichtung und Installation, Anpassungen HW- Dienstleistungen 4.800,00

4
Anpassungsprogr., Einrichten DMS, Datenbank, 
ERP

Synerpy GmbH 10.702,00

5
Anpassungesprogr., Einrichtungen Lagerverwal-
tung

Synerpy GmbH 20.160,00

Gesamtbetrag 49.412,00

Hardware (§)

Pos. Bezeichnung Erbringer der Leistung Gesamtbetrag (EUR)

1 Server Hardware HW-Dienstleistungen 19.399,00

Gesamtbetrag 19.399,00

Software (§)

Pos. Bezeichnung Erbringer der Leistung Gesamtbetrag (EUR)

Gesamtbetrag 0,00
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Software Miete

Pos. Bezeichnung Erbringer der Leistung Miete gesamt (EUR)

Summe 0,00

Schulungsleistungen (§)

Pos. Bezeichnung Erbringer der Leistung Gesamtbetrag (EUR)

Gesamtbetrag 0,00

Ausgabenplan (§)

Fremdleistungen für Planung, Konzipierung, Vorbereitung, Realisierung

Gesamtbetrag: 49.412,00  EUR

Zuwendungsfähige Ausgaben: 49.412,00  EUR

Hardware

Gesamtbetrag: 19.399,00  EUR

Zuwendungsfähige Ausgaben: 19.399,00  EUR

Software

Gesamtbetrag: 

Zuwendungsfähige Ausgaben: 

Miete

Gesamtbetrag: 

Zuwendungsfähige Ausgaben: 

Schulungsleistungen

Gesamtbetrag: 

Zuwendungsfähige Ausgaben: 0,00  EUR

Indirekte Kosten

Indirekte Kosten: 4.816,77  EUR

Zuwendungsfähige Ausgaben: 4.816,77  EUR

Gesamtausgaben

Gesamtausgaben: 73.627,77  EUR

Zuwendungsfähige Ausgaben: 73.627,77  EUR

Fördersatz: 35 %

Zuwendung: 25.769,72  EUR

Finanzierungsplan (§)

Private Mittel
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Finanzierungsart
Bezogen auf die Gesamtausgaben 

(EUR)
Bezogen auf die zuwendungsfähigen Aus-

gaben (EUR)

Eigenmittel des Antragstel-
lers

47.858,05 47.858,05

Summe 47.858,05 47.858,05

Öffentliche Mittel

Finanzierungsart
Bezogen auf die Gesamtausgaben 

(EUR)
Bezogen auf die zuwendungsfähigen Ausgaben 

(EUR)

Summe 0,00 0,00

Fremdmittel

Finanzierungsart
Bezogen auf die Gesamtausgaben 

(EUR)
Bezogen auf die zuwendungsfähigen Ausgaben 

(EUR)

Summe 0,00 0,00

Zuwendung

Finanzierungsart
Bezogen auf die Gesamtausgaben 

(EUR)
Bezogen auf die zuwendungsfähigen Ausgaben 

(EUR)

Zuwendung 25.769,72 25.769,72

Gesamt

Finanzierungsart
Bezogen auf die Gesamtausgaben 

(EUR)
Bezogen auf die zuwendungsfähigen Ausgaben 

(EUR)

Summe 73.627,77 73.627,77

Vertretungsberechtigung

Ich handle für mich als natürliche Person oder als einzelvertretungsberechtigter Vertreter einer juristischen Person 
(auch Gebietskörperschaften und Gesellschaften): Ja

Wirtschaftlich Berechtigter

Rechtsnorm 

Die Angabe der wirtschaftlich Berechtigten wird in Artikel 3 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2015/849 geregelt.

Juristische Personen des privaten Rechts 

Wirtschaftlich Berechtigter ist jede natürliche Person, die unmittelbare oder mittelbare Kontrolle über mehr als 
25% der Kapital- bzw. Stimmrechtsanteile hat oder auf vergleichbare Weise Kontrolle ausübt.

Personengesellschaften 
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Für die Notwendigkeit zur Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten einer GbR kommt es auf deren Fähigkeit an, 
am Rechtsverkehr teilzunehmen (Rechtsfähigkeit). Die Rechtsfähigkeit ist nur gegeben, wenn die handelnden Be-
teiligten ausdrücklich im Namen einer zwischen ihnen bestehenden GbR handeln (Außen-GbR); die GbR also Ver-
tragspartner der SAB wird.

Für alle Personengesellschaften allgemein gilt: Wirtschaftlich Berechtigter ist jede natürliche Person, die unmittel-
bare oder mittelbare Kontrolle über mehr als 25% der Kapital- bzw. Stimmrechtsanteile hat.

Rechtsfähige Stiftungen und sonstige Rechtsgestaltungen 

Bei rechtsfähigen Stiftungen und Rechtsgestaltungen, mit denen treuhänderisch Vermögen verwaltet oder verteilt 
oder die Verwaltung oder Verteilung durch Dritte beauftragt wird, oder bei diesen vergleichbaren Rechtsformen 
zählt zu den wirtschaftlich Berechtigten:

a) jede natürliche Person, die als Treugeber, Verwalter von Trusts (Trustee) oder Protektor, sofern vorhanden, 
handelt,

b) jede natürliche Person, die Mitglied des Vorstands der Stiftung ist,

c) jede natürliche Person, die als Begünstigte bestimmt worden ist,

d) die Gruppe von natürlichen Personen, zu deren Gunsten das Vermögen verwaltet oder verteilt werden soll, 
sofern die natürliche Person, die Begünstigte des verwalteten Vermögens werden soll, noch nicht bestimmt ist, 
und

e) jede natürliche Person, die auf sonstige Weise unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss auf die 
Vermögensverwaltung oder Ertragsverteilung ausübt.

Erklärung der Beteiligungsverhältnisse: Der Antragsteller / Vertragspartner handelt im wirtschaftlichen Interesse / 
auf Veranlassung folgender Person.

Lfd. 
Num-
mer

Anre-
de

Vorna-
me

Nachna-
me

Geburtsda-
tum

Steueridentifikationsnum-
mer

Wirtschaft-
lich Berech-
tigter von

Wirtschaft-
lich Berech-

tigter bis

1 Frau Mandy Haase 12.11.1976 41535079629 06.08.2001

KMU-Bewertung

Definition Eigenständige Unternehmen

☑ Das Informationsblatt KMU habe ich gelesen

Erklärung (§)

Bei dem Antrag stellenden Unternehmen handelt es sich um ein eigenständiges Unternehmen ohne Verflechtun-
gen mit anderen Unternehmen: Ja

Bei dem Antrag stellenden Unternehmen handelt es sich um ein neu gegründetes Unternehmen, das noch keinen 
Abschluss für einen vollständigen Rechnungszeitraum vorlegen kann: Nein

Seit dem letzten Jahresabschluss trat eine Änderung der gesellschaftlichen Eigentumsverhältnisse durch Verkauf 
oder Erwerb von Kapitalanteilen am Antrag stellenden Unternehmen ein: Nein

Kennzahlen (§)

Jahr Datum des Jahresabschlusses* Anzahl Mitarbeiter Jahresumsatz (TEUR) Bilanzsumme (TEUR)

2021 31.12.2021 48,80 3.397,00 2.962,00

2022 31.12.2022 56,70 4.978,00 3.855,88

2023 31.12.2023 57,83 5.072,08 3.892,77
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Erklärung Mitnutzung (§)

Die Förderung soll nur dem antragstellenden Unternehmen an dessen sächsischen Standorten (Betriebsstätten, 
Niederlassungen) zugutekommen. Nur die hierfür anfallenden und zurechenbaren Ausgaben sind förderfähig.

Sämtliche anfallenden und zurechenbaren Ausgaben für mitnutzende nichtsächsische Standorte des antragstel-
lenden Unternehmens sowie von mitnutzenden anderen Unternehmen sind nicht förderfähig. Damit sind soge-
nannte Partnerunternehmen oder verbundene Unternehmen aus dem Unternehmensverbund, der Gruppe oder 
dem Konzern gemeint (siehe Informationsblatt KMU, SAB-Vordruck 60300). Diese anderen Unternehmen haben 
die Möglichkeit, eine eigene Antragstellung vorzunehmen.

Eine Mitnutzung besteht, sobald das zu fördernde Vorhaben für nichtsächsische Standorte oder für andere Unter-
nehmen verwendet wird (insbesondere durch Benutzung von geförderter Software oder Hardware, Verwalten von 
Daten im geförderten System, Inanspruchnahme von geförderten IT-Dienstleistungen und dergleichen).

Eine Mitnutzung besteht zudem ungeachtet davon, ob diese eigenständig durch die nichtsächsischen Standorte 
oder die anderen Unternehmen oder zentral durch das antragstellende Unternehmen vorgenommen wird.

Im Falle einer Mitnutzung des Vorhabens sind stets alle Ausgaben gesondert nach dem antragstellenden Unter-
nehmen und den nichtsächsischen Standorten sowie den anderen Unternehmen auszuweisen (Berücksichtigung 
in der Rechnungslegung durch die jeweiligen IT-Dienstleister erforderlich).

Sofern eine Aufteilung aufgrund einer Mitnutzung nicht vorgenommen wird, erfolgt eine pauschale Berücksichti-
gung nach Anzahl der mitnutzenden nichtsächsischen Standorte sowie der mitnutzenden anderen Unternehmen 
(Kürzung der Ausgaben).

Es besteht insofern eine unverzügliche Mitteilungspflicht über den Umstand und das Ausmaß einer Mitnutzung 
sowie einer erfolgten Aufteilung aller Ausgaben zum Vorhaben.

☑ Ja, ich habe die vorstehenden Erläuterungen zur Mitnutzung des Vorhabens gelesen und verstanden. 

Sobald sich in diesem Zusammenhang Änderungen ergeben oder Sachverhalte einer Erläuterung bedür-
fen, werde ich dies ohne Aufforderung umgehend mitteilen.

Wird das zu fördernde Vorhaben außer am angegebenen Vorhabensort des antragstellenden Unternehmens 
auch durch oder für weitere Standorte mitgenutzt?: Nein

Wird das zu fördernde Vorhaben außer im antragstellenden Unternehmen auch durch oder für andere Unter-
nehmen (Partnerunternehmen oder verbundene Unternehmen) mitgenutzt?: Nein

Programmspezifische Erklärung (§)

Ich erkläre, dass die Anschaffung der Hardware für den Erfolg des Projektes notwendig ist sowie dass in den Aus-
gaben keine Ausgaben für Maschinen und Geräte enthalten sind.

Ich erkläre, dass ich die Erläuterungen zur Mitnutzung zur Kenntnis genommen habe. Mir ist bekannt, dass im 
Falle einer Mitnutzung durch ein anderes Unternehmen eine anteilige Reduzierung der Zuwendung erfolgt. Wei-
terhin ist mir bekannt, dass eine später festgestellte Mitnutzung, z.B. im Zuge einer Vor-Ort-Kontrolle, zu einer 
Reduzierung und/ oder Rückforderung der Zuwendung führt.

Ich erkläre, dass zwischen dem beantragenden Unternehmen und dem Leistungserbringer keine persönliche 
oder wirtschaftliche Verflechtung besteht.

☑ Ich bestätige die vorstehenden Erklärungen.
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De-minimis-Erklärung

Definitionen und Erläuterungen

In dieser Erklärung sind alle De-minimis-Beihilfen anzugeben, die Ihr Unternehmen bzw. Unternehmensverbund als „ein einziges Unternehmen“ im Falle einer Antragstel-
lung für die Gewährung von Allgemeine De-minimis- oder DAWI-De-minimis-Beihilfen zuvor in einem Zeitraum von drei Jahren (taggenaue Betrachtung) bzw. im Falle einer 
Antragstellung für die Gewährung von Agrar-De-minimis- oder Fisch-De-minimis-Beihilfen im laufenden sowie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren erhalten hat.

Für die Zwecke der De-minimis-Verordnungen sind die Unternehmen als ein einziges Unternehmen zu betrachten, die zueinander in mindestens einer der folgenden Bezie-
hungen stehen:

• ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens

• ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder 
abzuberufen

• ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen 
beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben

• ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses 
anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus.

Auch Unternehmen, die über ein oder mehrere andere Unternehmen zueinander in einer der vorgenannten Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unternehmen 
betrachtet.

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen angegeben werden, die den beteiligten Unternehmen im Falle einer Antragstellung für die Gewäh-
rung von Allgemeine De-minimis- oder für DAWI-De-minimis-Beihilfen zuvor in einem Zeitraum von drei Jahren (taggenaue Betrachtung) bzw. im Falle einer Antragstellung 
für die Gewährung von Agrar-De-minimis- oder Fisch-De-minimis-Beihilfen im laufenden Kalenderjahr sowie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren gewährt wurden. 
Im Zuge von Unternehmensaufspaltungen werden die De-minimis-Beihilfen dem Unternehmen zugerechnet, welches die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-mi-
nimis-Beihilfen verwendet wurden. Ist dies nicht möglich, muss eine anteilige Aufteilung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals zum Zeitpunkt der tatsächlichen 
Aufspaltung erfolgen.

Ausführlich erläutert werden die De-minimis-Bestimmungen im De-minimis-Regel_Informationsblatt (SAB-Vordruck 60380).

Erklärung (§)

Hiermit bestätige ich, dass ich als ein einziges Unternehmen gemäß dem Punkt "Definitionen und Erläuterungen" im Falle einer Antragstellung für die Gewährung von All-
gemeine De-minimis- Beihilfen bzw. für DAWI-De-minimis- Beihilfen zuvor in einem Zeitraum von drei Jahren (taggenaue Betrachtung) bzw. im Falle einer Antragstellung für 
die Gewährung von Agrar-De-minimis-Beihilfen bzw. Fisch-De-minimis- Beihilfen im laufenden Kalenderjahr sowie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren folgende 
Beihilfen erhalten habe.

Mir als Antrag stellendem Unternehmen wurden ausschließlich De-minimis-Beihilfen von der Sächsischen Aufbaubank - Förderbank - gewährt. Von weiteren Stellen habe ich 
keine De-minimis-Beihilfen erhalten.: Ja
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Mit mir als Antrag stellendem Unternehmen steht ein weiteres Unternehmen gemäß dem Punkt "Definitionen und Erläuterungen" in Beziehung, welches im Falle einer An-
tragstellung für die Gewährung von Allgemeine De-minimis- Beihilfen bzw. für DAWI-De-minimis- Beihilfen zuvor in einem Zeitraum von drei Jahren (taggenaue Betrach-
tung) bzw. im Falle einer Antragstellung für die Gewährung von Agrar-De-minimis-Beihilfen bzw. Fisch-De-minimis- Beihilfen im laufenden Kalenderjahr sowie in den voran-
gegangenen zwei Kalenderjahren De-minimis-Beihilfen erhalten hat.: Nein

Die mir gewährten De-minimis-Beihilfen sind der Sächsischen Aufbaubank - Förderbank - bekannt und werden daher nicht gesondert aufgeführt.

☑ Ich versichere, der SAB unverzüglich eine nachträgliche Änderung der in diesem Formular getätigten Angaben mitzuteilen (betrifft z. B. weitere De-minimis-Beihil-

fen, die erst nach Einreichung dieser De-minimis-Erklärung gewährt werden).
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Kein "Unternehmen in Schwierigkeiten"

Definition

Grundlage für die Definition eines „Unternehmens in Schwierigkeiten“ sind die Leitlinien für staatliche Beihilfen für 
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten (veröffentlicht im Amtsblatt der EU 2014/C 
249/01 vom 31. Juli 2014) bzw. die Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (veröffentlicht im Amtsblatt der 
EU Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014).

Demnach befindet sich ein Unternehmen dann in Schwierigkeiten, wenn mindestens eine der folgenden Voraus-
setzungen erfüllt ist:

1. Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung (Kapitalgesellschaften, z. B. GmbHs und AGs): 
Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals (inkl. aller Agios) ist infolge aufgelaufener Verluste 
verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der aufgelaufenen Verluste von den Rückla-
gen (und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen den Eigenmitteln des Unternehmens zugerech-
net werden) ein negativer kumulativer Betrag ergibt, der mehr als der Hälfte des gezeichneten Stamm-
kapitals entspricht.

2. Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden 
der Gesellschaft haften (z. B. KG, oHG, GbR, GmbH & Co. KG): Mehr als die Hälfte der in den Geschäfts-
büchern ausgewiesenen Eigenmittel ist infolge aufgelaufener Verluste verlorengegangen.

3. Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen Recht 
vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger.

4. Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht zurückgezahlt oder 
die Garantie ist noch nicht erloschen beziehungsweise das Unternehmen hat eine Umstrukturierungsbei-
hilfe erhalten und unterliegt immer noch einem Umstrukturierungsplan.

5. Bei einem Unternehmen, das kein kleines und mittleres Unternehmen (KMU) ist, lag in den vergangenen 
beiden Jahren 

o der buchwertbasierte Verschuldungsgrad über 7,5 und

o das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsaufwendungen unter 1,0

Ein KMU (zur Definition eines KMU siehe KMU-Informationsblatt SAB-Vordruck 60300) wird in den ersten drei 
Jahren nach seiner Gründung (bzw. in den ersten sieben Jahren in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen i.R. der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung) nur dann als Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet, wenn es 
die Voraussetzungen unter den Nummern 3 oder 4 erfüllt.

Besonderheiten

Die Generaldirektion Wettbewerb der Europäischen Kommission vertritt die Auffassung, dass Nachrangdarlehen 
nicht als Eigenmittel im Sinne der Definition „Unternehmen in Schwierigkeiten“ gewertet werden dürfen, da sie 
nach den International Accounting Standards als Fremdkapital zu bilanzieren sind. Bis zu einer etwaigen hiervon 
abweichenden Entscheidung der Europäischen Kommission oder eines Europäischen Gerichts ist diese Vorgabe 
zu beachten.

Erklärung (§)

Hiermit versichere ich, dass mein Unternehmen kein „Unternehmen in Schwierigkeiten“ im Sinne der Leitlinien der 
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
(veröffentlicht im Amtsblatt der EU 2014/C 249/01 vom 31. Juli 2014) bzw. der Allgemeinen Gruppenfreistel-
lungsverordnung (veröffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014) ist.

☑ Ich stimme der Erklärung zu.

Allgemeine Erklärung

• Ich erkläre, dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen wurde.

• Ich erkläre, dass die Finanzierung des Vorhabens gesichert ist.



Seite 11 von 12YH86PVA63 27.06.2024 16:45:09

Anlage A zu Antrag YH86PVA63

• Ich erkläre, dass zur Finanzierung dieses Vorhaben keine weiteren als die im Antrag angegebenen För-
dermittel beantragt wurden und werden bzw. bereits bewilligt wurden.

• Ich erkläre, dass gegen mein Unternehmen keine Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 
Beschlusses der Europäischen Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt vorliegt, der ich nicht in voller Höhe Rechnung getragen haben.

• Ich versichere, dass kein/e Insolvenzverfahren, Zwangsvollstreckungsmaßnahmen (einschließlich Abgabe 
einer eidesstattlichen Versicherung/Vermögensauskunft) oder Mahn-/Klageverfahren, die für die wirt-
schaftlichen Verhältnisse von Bedeutung sind, beantragt oder durchgeführt und auch keine Kreditkündi-
gungen ausgesprochen oder Scheckretouren/Wechselproteste vorgekommen sind.

• Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit sowohl der vorstehenden als auch der in den Anlagen 
zum Antrag gemachten Angaben. 

☑ Ich stimme den Erklärungen zu.

Datenschutzhinweise

Mir ist bekannt, dass die Sächsische Aufbaubank – Förderbank – gemäß § 8a Förderbank-Gesetz zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben befugt ist, personenbezogene Daten von Antragstellern und Kunden der Bank zu verarbeiten.

Ich erkläre, dass ich das Datenschutz-Informationsblatt DSGVO (SAB-Vordruck 64005) erhalten und den Inhalt zur 
Kenntnis genommen habe.

☑ Ich habe die Datenschutzhinweise zur Kenntnis genommen.

EU-Grundrechtecharta

Während der Durchführung des Vorhabens ist die Charta der Grundrechte der Europäischen Union und die UN-
Behindertenrechtskonvention zu beachten. Verstöße gegen die EU-Grundrechtecharta oder die UN-Behinderten-
rechtskonvention können mit einem teilweisen oder vollständigen Widerruf der Förderung sanktioniert werden.

Ich erkläre, dass ich das Merkblatt zur Achtung der Charta der Grundrechte der Europäischen Union in der För-
derperiode 2021-2027 (SAB-Vordruck 0350) erhalten und den Inhalt zur Kenntnis genommen habe.

☑ Ich habe das Merkblatt zur Achtung der Charta der Grundrechte zur Kenntnis genommen.

Subventionserhebliche Tatsachen

Der beantragten Zuwendung liegen Subventionen zu Grunde, auf welche § 264 Strafgesetzbuch (StGB) und § 1 
des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen nach Landesrecht (Subventionsgesetz 
des Landes Sachsen) vom 14. Januar 1997 i.V.m. §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnah-
me von Subventionen (SubvG) Anwendung finden.

Mir ist bekannt, dass ich mich gemäß § 264 Abs. 1 Strafgesetzbuch (StGB) wegen Subventionsbetruges strafbar 
mache, wenn ich

1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer anderen in das Subventions-
verfahren eingeschalteten Stelle oder Person (Subventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen 
für mich oder einen anderen unrichtige oder unvollständige Angaben mache, die für mich oder den an-
deren vorteilhaft sind,

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Rechtsvorschriften oder durch den 
Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschrän-
kung verwende,

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventionsvergabe über subventi-
onserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lasse oder

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige Angaben erlangte Bescheini-
gung über eine Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche Tatsachen gebrauche.
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In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 ist der Versuch strafbar (§ 264 Abs. 4 StGB).

Mir ist bekannt, dass alle Angaben und Erklärungen, die in diesem Formular sowie den erzeugten Dokumenten 
mit dem Symbol (§) gekennzeichnet sind, subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 StGB sind und ein 
Subventionsbetrug nach § 264 StGB strafbar ist.

Mir ist bekannt, dass

• die während und nach dem Ende des Vorhabens mitgeteilten Angaben und eingereichten Unterlagen, 
insbesondere die Angaben im Verwendungsnachweis ebenfalls subventionserhebliche Tatsachen im 
Sinne des § 264 Abs. 9 StGB sind,

• die Zuwendung nur für den im Zuwendungsbescheid benannten Zweck verwendet werden darf.

Mir ist bekannt, dass ferner Handlungen und Rechtsgeschäfte, die unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkei-
ten vorgenommen werden, sowie Scheingeschäfte und Scheinhandlungen (§ 4 SubvG) subventionserhebliche 
Tatsachen sind.

Mir sind die nach § 3 SubvG bestehenden Mitteilungspflichten bekannt, wonach der SAB unverzüglich alle Tatsa-
chen mitzuteilen sind, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen 
der Subvention oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung der Subvention oder 
des Subventionsvorteils erheblich sind.

☑ Ich erkläre ausdrücklich, die vorstehende Belehrung gelesen und verstanden zu haben.

Art des Einreichens

Ich möchte meinen Antrag/Nachweis wie folgt einreichen: Ausdrucken, unterschreiben und hochladen
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1. Anzahl der bisherigen Eintragungen:

4

2. a) Firma:

EMES Kabelbaum Konfektions GmbH

b) Sitz, Niederlassung, inländische Geschäftsanschrift, empfangsberechtigte Person, Zweigniederlassungen:

Amtsberg
Geschäftsanschrift: Filialweg 6, 09439 Amtsberg

c) Gegenstand des Unternehmens:

Herstellung von Kabelbäumen

3. Grund- oder Stammkapital:

25.000,00 EUR

4. a) Allgemeine Vertretungsregelung:

Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die
Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten.

b) Vorstand, Leitungsorgan, geschäftsführende Direktoren, persönlich haftende Gesellschafter, Geschäftsführer,
Vertretungsberechtigte und besondere Vertretungsbefugnis:

Einzelvertretungsberechtigt; mit der Befugnis im Namen der Gesellschaft mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter
eines Dritten Rechtsgeschäfte abzuschließen:
Geschäftsführer: Haase, Mandy, Amtsberg, *12.11.1976

5. Prokura:

Einzelprokura:
Schuffenhauer, Ingeborg Karin, Großolbersdorf, *08.03.1966

6. a) Rechtsform, Beginn, Satzung oder Gesellschaftsvertrag:

Gesellschaft mit beschränkter Haftung
Gesellschaftsvertrag vom 06.08.2001
Zuletzt geändert durch Beschluss vom 12.05.2014

b) Sonstige Rechtsverhältnisse:

---

Abruf vom 24.07.2023 14:49
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7. a) Tag der letzten Eintragung:

25.11.2022

Abruf vom 24.07.2023 14:49
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***************************************************************************
* *
* HW Dienstleistungen *
* Software-Schulungen-Betreuung *
* Inh. Uta Walbrach *
* Wiltzsch 6, Drebach 09430 *
* UST-ID DE165179547 *
***************************************************************************

HW-Dienstleistungen, Wiltzsch 6, 09430 Drebach
Tel. 037297-7332

EMES Kabelbaum - Fax: 037297-2962
Konfektions GmbH
z.Hd.Frau Mandy Haase

Filialweg 6 ANGEBOT

*******

D-09439 Amtsberg
Kunde : D19155
Angebot : 001543
Datum : 19.05.24

Sehr geehrte Frau Haase,

wir danken für Ihre Anfrage und unterbreiten Ihnen auf den folgenden Seiten unser Angebot.
Alle Preise sind freibleibend. An dieses Angebot binden wir uns 1 Woche.
Als Voraussetzung gilt der Umbau des kleinen 19Zoll Schrankes in ein offenes 42HE RACK.
Für eine ausreichende Lüftung/Kühlung ist zu sorgen. Die Arbeiten dürfen nicht
im laufenden Betrieb erfolgen. (zu hohe Staubbelastung)

Mit freundlichen Grüßen Jörg Hunger Ingenieur für Industrielle Elektronik (FH)

------------------------------------------------------------------------------------------
Position Menge/Einh. Bezeichnung Einheitspreis/EUR Gesamt/EUR
------------------------------------------------------------------------------------------

1,00 Supermicro 2HE Chassis 825TQC-600LPB
2x800W Redundant Power Supply
Supermicro X13SWA-TF Intel W790 PCI5.0 DDR5
Intel Xeon W5-2465X 16 Cores 3.1-4.7GHz
256GB DDR5 ECC reg 4800 CL40
1TB SAMSUNG 990 Pro Proxmox Hypervisor
LAN 10GBit, 2x4TB FireCuda, 2x18TB Backup
2 VM, 1 Terminalserver & 1 Mailstore

6.973,00 6.973,00

1,00 MS-Server 2022 Std 16Core
700,00 700,00

4,00 5 User CAL MS Server2022
208,00 832,00

3,00 5 User RDP CAL MS Server2022
745,00 2.235,00

15,00 MS Office 2021 LTSC (lokale Stationen)
98,00 1.470,00

15,00 MS Office 2021 VL (RDP-Server)
215,00 3.225,00

1,00 Mailstore Server inkl. 20 Clients
Backup der MS365 EMail-Daten aus der Cloud
Übertrag 15.435,00

Die Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung unser Eigentum.
Wir danken für Ihren Auftrag.



Nummer: 001543 / EMES SERVER & MS Seite 2
------------------------------------------------------------------------------------------
Position Menge/Einh. Bezeichnung Einheitspreis/EUR Gesamtpreis/EUR
------------------------------------------------------------------------------------------

Übertrag 15.435,00

780,00 780,00

1,00 Cisco 350 Series Switch 24Port 4SFP+
639,00 639,00

1,00 Kleinteile 10GBit Traceiver & Kabel
150,00 150,00

1,00 Backupstorage Synology Rackstation RS
1221 RP+ NAS Server red.Netzteil 10GBit
2x14TB Seagate Exos HDD

2.395,00 2.395,00

40,00 Mechanikerstd Arbeiten Backend (Schätzwert)
Installation Hypervisor, Inst.Terminalserve
Inst. Mailstore, Konfigurationen
Einrichtungen MS-365, Domäne, Benutzer
keine Datenübernahme! Inst. Sicherung
Zusammenfassung Backup aller Server

80,00 3.200,00

20,00 Mechanikerstd Arbeiten Frontend (Schätzwert
lokale Office deinstallieren und Übernahme
in Office2021, Rollout MS-365 Arbeitsplätze
Rückbau bisheriges Mailsystem

80,00 1.600,00

Die Abrechnung erfolgt nach dem realen Aufwand in Arbeitsstunden.

--------------
Nettosumme EUR 24.199,00
zuzüglich 19,00 % MWST EUR 4.597,81

--------------
Gesamtsumme EUR 28.796,81

==============

Zahlungsbedingungen:

Zahlbar ohne Abzug bis 7 Tage nach Erhalt der Rechnung.

Die Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung unser Eigentum.
Wir danken für Ihren Auftrag.



Angebot Nr.
Datum
Kunden.Nr.

Ansprechpartner

07.06.2024

ANGEBOT

SYNERPY GmbH · Christian-Ritter-v.-Langheinrich-Str. 7 · D 95448 Bayreuth

Seite

USt-ID-Nr.

Steuernr.
Unsere USt-ID-Nr.

1 / 2

Telefon

E-Mail-Adresse

EMES Kabelbaum Konfektions GmbH
Filialweg 6
09439 Amtsberg

Telefax: +49 (3725) 7096-74

SYNERPY GmbH, Chr.-Ritter-v.-Langheinrich-Str. 7, 95448 Bayreuth - Fon. +49 (0) 921 / 6080093-0  -  Fax. +49 (0) 921 / 6080093-93
GESCHÄFTSFÜHRER: Hilmar Brodner  -  SITZ DER GESELLSCHAFT: Bayreuth -  HANDELSREGISTEREINTRAGUNG: HRB 3932
BANKVERBINDUNG: IBAN: DE52 7607 0024 0870 0981 00 / BIC: DEUTDEDB760

N.Saalfrank

9/208/116/50499
DE233533118

n.saalfrank@synerpy.com

+49 (921) 6080093-36

EK09

AN2401264

Telefax +49 (921) 6080093-93

Einh. GesamtE-Preis MLiefertermin MengeArtikelPos.

3.950,00 EUR1 PAUBE25 3.950,00 EUR 1nach Absprache 19%10
Programmierung
Planung der Umstellung der grundlegenden Datenbank-Software auf Firebird 4.0

1.850,00 EUR1 PAUBE25 1.850,00 EUR 1nach Absprache 19%20
Programmierung
Softwareanpassung des bestehenden ERP-Systems zur Herstellung der Kompatibiltät mit der 
Datenbank Firebird 4.0

1.000,00 EUR2 PAUBE25 500,00 EUR 1nach Absprache 19%30
Programmierung
Softwareanpassung des bestehenden Dokumenten-Management-Systems zur Herstellung der 
Kompatibiltät mit der Datenbank Firebird 4.0

2.490,00 EUR1 PAUBE25 2.490,00 EUR 1nach Absprache 19%40
Programmierung
Software-Updateaktualisierung-ERP-System auf die Datenbank Firebird 4.0 

5.320,00 EUR4 TgBE-T-02 1.330,00 EUR 1nach Absprache 19%50
Beratung
Schulung-Personal nach Umstellung der grundlegenden Datenbank-Software

2.170,00 EUR1 PAUBE25 2.170,00 EUR 1nach Absprache 19%60
Programmierung
Software-Upgradeaktualisierung-ERP-System auf AvERP 2024

3.192,00 EUR3 TgPR-T-02 1.064,00 EUR 1nach Absprache 19%70
Programmierung
Software-Anpassung-ERP-System an die Wünsche anpassen, die sich beim praktischen Test ergeben 
haben

19.972,00 EURWarenwert

Gesamt (netto) 19.972,00 EUR19%
zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer

Arbeiten vor Ort, Schulungen, Workshop- und Beratungspositionen und solche ohne genaue Definition der Arbeiten im Vorfeld sind 
ausschließlich Dienstleistungen.

Zahlungsbedingungen:
ohne Abzüge binnen 7 Tagen



ANGEBOT
2 / 2Seite

Datum 07.06.2024

SYNERPY GmbH, Chr.-Ritter-v.-Langheinrich-Str. 7, 95448 Bayreuth - Fon. +49 (0) 921 / 6080093-0  -  Fax. +49 (0) 921 / 6080093-93
GESCHÄFTSFÜHRER: Hilmar Brodner  -  SITZ DER GESELLSCHAFT: Bayreuth -  HANDELSREGISTEREINTRAGUNG: HRB 3932
BANKVERBINDUNG: IBAN: DE52 7607 0024 0870 0981 00 / BIC: DEUTDEDB760

AN2401264Angebot Nr.

Wir beliefern Sie zu unseren Zahlungs- und Lieferbedingungen.



Angebot Nr.
Datum
Kunden.Nr.

Ansprechpartner

07.06.2024

ANGEBOT

SYNERPY GmbH · Christian-Ritter-v.-Langheinrich-Str. 7 · D 95448 Bayreuth

Seite

USt-ID-Nr.

Steuernr.
Unsere USt-ID-Nr.

1 / 1

Telefon

E-Mail-Adresse

EMES Kabelbaum Konfektions GmbH
Filialweg 6
09439 Amtsberg

Telefax: +49 (3725) 7096-74

SYNERPY GmbH, Chr.-Ritter-v.-Langheinrich-Str. 7, 95448 Bayreuth - Fon. +49 (0) 921 / 6080093-0  -  Fax. +49 (0) 921 / 6080093-93
GESCHÄFTSFÜHRER: Hilmar Brodner  -  SITZ DER GESELLSCHAFT: Bayreuth -  HANDELSREGISTEREINTRAGUNG: HRB 3932
BANKVERBINDUNG: IBAN: DE52 7607 0024 0870 0981 00 / BIC: DEUTDEDB760

N.Saalfrank

9/208/116/50499
DE233533118

n.saalfrank@synerpy.com

+49 (921) 6080093-36

EK09

AN2401268

Telefax +49 (921) 6080093-93

Einh. GesamtE-Preis MLiefertermin MengeArtikelPos.

4.200,00 EUR3 TgBE-T-02 1.400,00 EUR 1nach Absprache 19%10
Beratung
Konzipierung des neuen ERP-Bausteins "Lagerverwaltung" 

5.600,00 EUR4 TgBE-T-02 1.400,00 EUR 1nach Absprache 19%20
Beratung
Planung der Software für den ERP-Baustein "Lagerverwaltung" 

20.160,00 EUR18 TgPR-T-02 1.120,00 EUR 1nach Absprache 19%30
Programmierung
Neues Softwaremodul "Lagerverwaltung" für ERP-System

1.400,00 EUR1 TgSC-T-02 1.400,00 EUR 1nach Absprache 19%40
Schulung
Schulung-Personals nach Einführung des ERP-Bausteins "Lagerverwaltung" 

31.360,00 EURWarenwert

Gesamt (netto) 31.360,00 EUR19%
zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer

Arbeiten vor Ort, Schulungen, Workshop- und Beratungspositionen und solche ohne genaue Definition der Arbeiten im Vorfeld sind 
ausschließlich Dienstleistungen.

Zahlungsbedingungen:
ohne Abzüge binnen 7 Tagen

Wir beliefern Sie zu unseren Zahlungs- und Lieferbedingungen.



Wirtschaft

Telefon 0351 / 4910-4910

Digitalisierung@sab.sachsen.de

Unser Zeichen/Unsere Nachricht vom:
WI30

Dresden, 02.10.2024

Förderrichtlinie Digitalisierung Zuschuss EFRE 2021 bis 2027

Antrag vom : 27.06.2024
letzte Unterlagen vom : 28.06.2024
Antragsnummer : 100741649
Kontonummer : 3001084953
Zuwendungsempfänger : EMES Kabelbaum Konfektions GmbH

Filialweg 6
09439 Amtsberg

Kundennummer : 2000466473

Kreisnummer : 521
Vorhabensort : Filialweg 6

09439 Amtsberg

Zuwendungsbescheid

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Sächsische Aufbaubank – Förderbank – (SAB) bewilligt für Ihr Vorhaben folgende
Zuwendung:

Art der Zuwendung : Projektförderung
Art der Finanzierung : Anteilsfinanzierung
Umfang der
zuwendungsfähigen
Ausgaben : EUR 73.627,77
Form der Zuwendung : Zuschuss
Fördersatz : 35,00 %
Höhe der Zuwendung
(maximal) : EUR 25.769,71

Die Zuwendung wird aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) zur

Sächsische Aufbaubank -Förderbank-
Geschäftsadresse Leipzig
Gerberstraße 5, 04105 Leipzig
Postanschrift: 04022 Leipzig
Telefon 0341 70292-0
Fax 0341 70292-4000

Geschäftsadresse Dresden
Pirnaische Straße 9, 01069 Dresden
Postanschrift: 01054 Dresden
Telefon 0351 4910-0
Fax 0351 4910-4000

Vorstand:
Dr. Katrin Leonhardt (Vorsitzende)
Ronald Kothe
Vorsitzender des Verwaltungsrates:
Hartmut Vorjohann
Sächsischer Staatsminister der Finanzen

Gläubiger-ID: DE42ZZZ00000034715
SWIFT/BIC: SABDDE81XXX
USt-ID: DE179593934
Amtsgericht Leipzig
HRA 17804 Sitz: Leipzig
www.sab.sachsen.de
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Seite 2 zum Bescheid vom 02.10.2024

Verfügung gestellt.

Die Abtretung und Verpfändung der Zuwendung an Dritte und die Pfändung sind
ausgeschlossen. Die SAB kann die Auszahlungsansprüche aus diesem Zuwendungsbescheid
mit eigenen Ansprüchen aus anderen Rechtsverhältnissen aufrechnen.

Zuwendungszweck/Zweckbindung

Die Zuwendung ist zweckgebunden für folgendes Vorhaben entsprechend dem in diesem
Bescheid festgelegten Finanzierungsplan zu verwenden.

Vorhabensbezeichnung : Transformationsprojekt, Geschäftsprozess / Organisation,
Verbesserung von Prozessen für Kunden- und
Lieferantenschnittstelle (incl. Aftersales)

Vorhabensbeschreibung : Einführung einer Softwarelösung zur digitalen Erfassung
und Verarbeitung von Eingangsrechnungen

Vorhabensort : Filialweg 6
09439 Amtsberg

Während der Zweckbindungsfrist ist der bestimmungsgemäße Einsatz der aus der Zuwendung
finanzierten Gegenstände / Anschaffungen / Investitionen zu gewährleisten. Sie beginnt mit
Ablauf des Vorhabenszeitraumes und beträgt 3 Jahre.

Im Falle der Verlängerung des Vorhabenszeitraums beginnt die Zweckbindungsfrist mit Ablauf
der Verlängerung. Liegt die letzte Auszahlung der Zuwendung nach Ablauf des
Vorhabenszeitraumes, so beginnt die Zweckbindungsfrist mit der letzten Auszahlung, sofern
nicht nach den Bestimmungen für staatliche Beihilfen ein längerer Zeitraum festzulegen ist.

Der oben genannte Antrag sowie die dazu eingereichten Unterlagen und Erklärungen sind
Bestandteil dieses Bescheides.

Bewilligungs-/Vorhabenszeitraum

Der Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraum erstreckt sich vom 27.06.2024 bis 27.08.2025.

Der Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraum ist der Zeitraum, in dem das Vorhaben
durchzuführen ist und in welchem die Leistungen erbracht sein müssen, für welche Ausgaben
geltend gemacht werden.

Durchführungszeitraum

Der Durchführungszeitraum erstreckt sich vom 28.06.2024 bis 27.06.2025.

Der Zeitraum für die tatsächliche (bauliche, programmatische o.ä.) Durchführung des
Vorhabens liegt vollständig innerhalb des Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraums. Der
Durchführungszeitraum begrenzt die unmittelbare Durchführung des Vorhabens.

Verzögert sich die Umsetzung des Vorhabens, kann die SAB der Verlängerung des
Vorhabenszeitraumes zustimmen, wenn der Zuwendungsempfänger vor Ablauf des
Vorhabenszeitraumes einen entsprechenden Antrag gestellt hat, der zu begründen ist.
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Seite 3 zum Bescheid vom 02.10.2024

Finanzierungsplan (Ausgaben und Finanzierung)

Folgende vorhabensbezogene Ausgaben werden als zuwendungsfähig anerkannt:

Gesamtausgaben
in EUR

zuwendungsfähige
Ausgaben in EUR

Hardware 19.399,00 19.399,00
Indirekte Kosten 4.816,77 4.816,77
Planung, Konzipierung, Vorbereitung,
Realisierung 49.412,00 49.412,00

Summe 73.627,77 73.627,77

Pauschalsatz in %

Indirekte Kosten 7,00

Bewertung/Begründung der Abweichungen gegenüber den Antragsunterlagen:

Die Position Hardware wurde in vollem Umfang anerkannt. Zu beachten gilt: Maschinen oder
Geräte sind gemäß Punkt 4.2.1.4. der Richtlinie in Verbindung mit dem veröffentlichten Infoblatt
und den FAQs nicht förderfähig. Ausgaben für Hardware sind in der Abrechnung detailliert
aufzuschlüsseln. Sollte dabei nicht förderfähige Hardware enthalten sein, reduzieren sich die
förderfähigen Ausgaben entsprechend. Die Reduzierung der förderfähigen Ausgaben hat
gegebenenfalls die Reduzierung der Zuwendung zur Folge.

Indirekte Kosten werden pauschal in Höhe von 7% der direkten zuwendungsfähigen Ausgaben
als zuwendungsfähig anerkannt. Mit dieser Pauschale sind alle indirekten Kosten abgegolten.
Näheres dazu finden Sie in den FAQ´s zur Richtlinie. Bei Reduzierung der förderfähigen
direkten Ausgaben in der Abrechnung reduzieren sich auch die indirekten Kosten.

Finanzierung
Betrag in EUR

Zuschuss 25.769,71
Eigenmittel 47.858,06

Summe 73.627,77

Bewertung/Begründung der Abweichungen gegenüber den Antragsunterlagen:

Der Fördersatz für ein Transformationsprojekt für Mittlere Unternehmen beträgt 35%.

Mittelbereitstellung

Es besteht kein Anspruch, die Zuwendung zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erhalten. Der
Zeitpunkt der Auszahlung der Mittel steht unter dem Vorbehalt, dass im jeweiligen Haushaltsjahr
bzw. zum Zeitpunkt, zu dem die Auszahlungsvoraussetzungen vorliegen, ausreichende
Haushaltsmittel verfügbar sind.
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Seite 4 zum Bescheid vom 02.10.2024

Allgemeine Nebenbestimmungen

Die beigefügten Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung im Bereich des
EFRE, JTF und ESF Plus (NBest-EU) sind Bestandteil dieses Bescheides, soweit dieser
Bescheid nichts Abweichendes bestimmt.

Der Bescheid ergeht vorbehaltlich der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung
einer Auflage gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG.

Dies gilt insbesondere für den Fall, dass sich EU-rechtliche Bestimmungen oder Anforderungen
der Europäischen Kommission nachträglich ändern bzw. erst zu einem späteren Zeitpunkt
endgültig feststehen.

Besondere Nebenbestimmungen

1 Zur Zuwendungsfähigkeit der Ausgaben

1.1 Zuwendungsfähig sind nur Ausgaben, die außerhalb gesetzlich vorgeschriebener Aufgaben,
Pflichtaufgaben sowie bestehender nationaler Fördermöglichkeiten entstehen.

Ausgaben können nur als förderfähig anerkannt werden, wenn diese vorhabensspezifisch
anfallen und durch den Zuwendungsempfänger während des Vorhabenszeitraums geleistet
wurden. Über Ausnahmen entscheidet die SAB.

1.2 Werden die zuwendungsfähigen Ausgaben als pauschale Kosten je Einheit gemäß Artikel 53
Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EU) 2021/1060 gewährt, so sind diese grundsätzlich für das
bewilligte Vorhaben unveränderlich.

2 Zur Publizität

2.1 Hinweise zur Umsetzung der Informations- und Kommunikationspflichten aus den
Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid befinden sich im „Leitfaden Sichtbarkeit,
Transparenz und Kommunikation“ unter Downloads im Servicebereich des Internetauftrittes der
SAB.

3 Zur Auszahlung

3.1 Ergänzend zu Nummer 7 der NBest-EU hat der Zuwendungsempfänger die Einhaltung der
Informations- und Kommunikationsvorschriften zu dokumentieren.

3.2 Im Falle der Förderung von Personal, das über eine
Stundenabrechnung/Stundensatzabrechnung finanziert wird, sind die direkt vorhabenbezogen
geleisteten Personalstunden für jeden entsprechend abgerechneten Mitarbeiter durch
taggenaue Stundennachweise mit einer Kurzbeschreibung der Arbeitsschwerpunkte für den
Berichtszeitraum (monatlich) unter Verwendung des SAB-Formulares zu dokumentieren. Die
Nachweise müssen durch Unterschrift der leistungserbringenden Person und einer
zeichnungsberechtigten Person des Zuwendungsempfängers bestätigt und vorgehalten werden.
Sie sind auf Anforderung der SAB für den jeweiligen Abrechnungszeitraum einzureichen.

3.3 Im Falle der Förderung von Personal, das über eine Stellenförderung finanziert wird (Stelle inkl.
Fehlzeiten wird projektbezogen abgerechnet), sind vierteljährliche Tätigkeitnachweise unter
Verwendung des SAB-Formulares zu führen und mit jedem Auszahlungsantrag bei der SAB
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Seite 5 zum Bescheid vom 02.10.2024

einzureichen.

3.4 Die Auszahlung der Zuwendung kann nach dem Durchführungszeitraum bzw. nach
vollständiger Umsetzung des Vorhabens beantragt werden.

3.5 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Prüfung des Verwendungsnachweises.

3.6 Mit dem Auszahlungsantrag ist die vollständig ausgefüllte Belegliste unter Verwendung der von
der SAB vorgegebenen Aufgabe im Förderportal einzugeben. In der Belegliste sind die Daten
sämtlicher Rechnungen bzw. Ausgaben über den gesamten Bewilligungs- bzw.
Vorhabenszeitraum kontinuierlich zu erfassen.

4 Zum Mittelabruf

4.1 Nach Erstattungsprinzip VwV zu § 44 SäHO Ziffer 7.6 ist der Zuwendungsempfänger
verpflichtet, die Auszahlung spätestens mit Einreichung des Verwendungsnachweises zu
beantragen. Erfolgt der Abruf nicht fristgerecht, kann die SAB den Zuwendungsbescheid in
Höhe der nicht fristgerecht abgerufenen Zuwendung teilweise widerrufen (Widerrufvorbehalt).
Der Widerruf des Zuwendungsbescheides aus anderen Gründen, z. B. wegen Zweckverfehlung
bei nicht mehr gesicherter Gesamtfinanzierung, bleibt unberührt.

5 Zum Zwischennachweis

5.1 In Abweichung von den Nebenbestimmungen wird auf die Einreichung eines
Zwischennachweises zum Jahresende verzichtet.

6 Zum Verwendungsnachweis

6.1 Der Verwendungsnachweis ist entsprechend den beigefügten Nebenbestimmungen und den
Vorgaben der SAB zu führen.

6.2 Für die Vorlage von Belegen, Verträgen und Unterlagen über die Vergabe von Aufträgen gilt
ergänzend zu Nr. 6.5 Satz 4 NBest-EU:
a) Der Zuwendungsempfänger muss Belege im Original einreichen, sofern er nicht das

Vorliegen der Voraussetzungen zur elektronischen Belegvorlage bestätigt.

b) Die Einreichung von elektronischen Belegen durch den Zuwendungsempfänger hat  im tif-
Format oder im pdf-Format zu erfolgen. Die SAB kann Weiteres zum Übermittlungsweg
festlegen (insbesondere im Hinblick auf die Unveränderbarkeit der Daten).

6.3 Abweichend von Nr. 6.1 NBest-EU ist der Verwendungsnachweis/ Auszahlungsantrag
rechtsverbindlich unterzeichnet bis zum Ablauf des Bewilligungs-/ Vorhabenszeitraum bei der
SAB einzureichen.

7 Zu Prüfungsrechten

7.1 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, den prüfungsberechtigten Stellen Auskünfte über
das geförderte Vorhaben zu erteilen, Einblick in die Geschäftsunterlagen zu gewähren und bei
Vor-Ort-Überprüfungen den Zugang zu sämtlichen Geschäftsräumen zu ermöglichen.
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Seite 6 zum Bescheid vom 02.10.2024

8 Sonstige vorhabenbezogene Bestimmungen

8.1 Ergeben sich Veränderungen der Angaben aus dem Antrag einschließlich dem
Finanzierungsplan und den eingereichten Unterlagen, die den Zuwendungsempfänger betreffen
oder verlieren einzelne Dokumente ihre Gültigkeit, sind die aktuellen Ausfertigungen
unverzüglich ohne weitere Aufforderung bei der SAB mittels Änderungsanzeige einzureichen.

8.2 Bei Änderungen der Anforderungen durch die Europäische Union im Hinblick auf die Begleitung,
Bewertung, Berichterstattung und Prüfung kann der Zuwendungsbescheid nachträglich
geändert werden.

8.3 Die Aufbewahrungsfrist für Belege und Verträge sowie aller sonst mit der Förderung
zusammenhängender Unterlagen beträgt zehn Jahre, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die
Beihilfe gewährt wurde. Nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften oder aufgrund von im
Zuwendungsbescheid festgelegten Zweckbindungsfristen kann eine längere Aufbewahrungsfrist
gelten. Es gilt die jeweils längere Frist.
Auch danach dürfen die relevanten Unterlagen erst nach Freigabe durch die Bewilligungsstelle
vernichtet werden.

8.4 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, bei Originalbelegen auf Thermopapier, neben dem
Originalbeleg eine Kopie des Beleges aufzubewahren.

8.5 Konkretisierend zu Nummer 3 Abs. 3 der NBest-EU gilt:
Binnenmarktrelevant sind Aufträge, deren geschätzter Nettoauftragswert über den nachfolgend
bestimmten Auftragswerten liegt und deren Leistungsort sich gleichzeitig innerhalb des
grenznahen Raumes befindet.

Die Nettoauftragswerte werden wie folgt festgelegt:
a) bei Bauleistungen > 1,00 % des EU-Schwellenwertes,
b) bei freiberuflichen Leistungen inkl. Baunebenkosten, sonstigen Ingenieur- oder

Architektenleistungen, Gutachter etc. sowie sonstigen Leistungen / Dienstleistungen (mit
Ausnahme der unter c) aufgeführten Leistungen) > 10,00 % des EU-Schwellenwertes,

c) bei Dolmetscher- Übersetzer- oder Cateringleistungen sowie Leistungen, die den
grenzüberschreitenden Transport von Personen zum Gegenstand haben > 1.000,00 EUR.

Der grenznahe Raum umfasst alle sächsischen Gemeinden, deren Gebiet sich vollständig
innerhalb einer Entfernung von 30 km zur polnischen oder tschechischen Grenze befindet.
Binnenmarktrelevante Aufträge im Unterschwellenbereich sind mit einer Frist von mindestens
10 Kalendertagen und unter Angabe der wesentlichen Punkte des zu erteilenden Auftrages vor
Auftragsvergabe bekannt zu machen. Als Nachweis der Bekanntmachung sind auf Anfrage der
SAB ein Screenshot der Bekanntmachung mit erkennbarem Datumsstempel oder Kopien der
Veröffentlichung in regionalen oder überregionalen Medien vorzulegen.

8.6 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, bei der Durchführung des Vorhabens die Charta der
Grundrechte der Europäischen Union (2000/C 364/01; Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften vom 18. Dezember 2000) und die UN-Behindertenrechtskonvention
(Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
vom 3. Mai 2008) zu beachten. Verstöße gegen die EU-Grundrechtecharta oder die UN-
Behindertenrechtskonvention können mit einem teilweisen oder vollständigen Widerruf der
Förderung sanktioniert werden.
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Seite 7 zum Bescheid vom 02.10.2024

8.7 Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union regelt die Verarbeitung
personenbezogener Daten, u.a. durch öffentliche Stellen. Gemäß § 8a Förderbankgesetz des
Freistaates Sachsen (FördBankG) ist die SAB befugt, Daten von Kunden und Antragstellern zu
verarbeiten.

Neben eigenen Daten werden bei Beantragung und Durchführung eines geförderten Vorhabens
ggf. personenbezogene Daten von Dritten erhoben und verarbeitet, die teilweise oder
vollständig an die SAB zu übermitteln sind.

Hinweise zum Datenschutz finden Sie auf unserer Internetseite.

8.8 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, an der Evaluation der geförderten Vorhaben auch
über den Vorhabenszeitraum hinaus mitzuwirken.

8.9 Es wird darauf hingewiesen, dass die Bewilligungsstelle verpflichtet ist, Daten über die
einzelnen Begünstigten, die geförderten Vorhaben bzw. Maßnahmen, für die die Zuwendungen
gewährt wurden, sowie über die Höhe der Gesamtkosten, zum Zwecke der Veröffentlichung in
ein Verzeichnis zu übermitteln (Art. 49 Abs. 3 VO (EU) Nr. 2021/1060).

8.10 Ausgaben bzw. Kosten für Abrechnungspositionen, die bereits im Rahmen anderer
Förderprogramme mit öffentlichen Beihilfen gefördert wurden, dürfen in diesem Vorhaben nicht
abgerechnet werden.

Begründung

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt auf der Grundlage
- des oben genannten Förderantrages
- der Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr zur

Förderung von aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung im Förderzeitraum
2021 bis 2027 mitfinanzierten Vorhaben von Digitalisierungsprojekten (Förderrichtlinie
Digitalisierung Zuschuss EFRE 2021 bis 2027 – FRL Digi-Z) vom 05.10.2022, veröffentlicht
am 20.10.2022 im Sächsischen Amtsblatt Nr. 42/2022, S. 1254 ff.

- der Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr mit
allgemeinen Bestimmungen zur Förderung von aus dem Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE), dem Fonds für einen gerechten Übergang (JTF) sowie dem
Europäischen Sozialfonds Plus (ESF Plus) mitfinanzierten Vorhaben in der Förderperiode
2021 bis 2027 im Freistaat Sachsen (EU-Rahmenrichtlinie) vom 9. Mai 2023 veröffentlicht
am 25.05.2023 im Sächsischen Amtsblatt Nr. 21/2023 (S. 576 ff.)

- der §§ 23, 44 und 44a der Sächsischen Haushaltsordnung (SäHO) sowie den allgemeinen
Verwaltungsvorschriften zur SäHO (VwV-SäHO zu §§ 23, 44 und 44a)

- der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni
2021 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds
(ABl. EU Nr. L231 vom 30. Juni 2021, S. 60) in der jeweils gültigen Fassung, sowie die
hierzu von der EU-Kommission verabschiedeten Delegierten Verordnungen und
Durchführungsverordnungen in der jeweils gültigen Fassung

- der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni
2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen
gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie
mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle
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Seite 8 zum Bescheid vom 02.10.2024

Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. EU Nr. L231 vom 30. Juni 2021,
S. 159, L 261 vom 22.07.2021, S. 58)

- des Programms des Freistaates Sachsen für den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) und den Just Transition Fund (JTF) im Förderzeitraum 2021 bis 2027

- der unter „Beihilferechtliche Hinweise“ genannten Beihilferegeln

Beihilferechtliche Hinweise

Die Leistung unterliegt den Beihilferegeln der EU-Kommission (Verordnung (EU) 2023/2831 der
Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, Amtsblatt der
EU L, 2023/2831, 15.12.2023). Die dem Leistungsempfänger bzw. seinem Unternehmen
gewährten De-minimis-Beihilfen dürfen innerhalb eines fließenden Zeitraums von drei
Kalenderjahren den Betrag von 300.000,00 EUR nicht überschreiten.
Die als Anlage beigefügte „De-minimis“-Bescheinigung ist Bestandteil dieses
Zuwendungsbescheids und
- 10 Jahre vom Unternehmen aufzubewahren und auf Anforderung der Europäischen

Kommission, der Bundesregierung, Landesverwaltung oder der SAB auf deren Anforderung
innerhalb von einer festgesetzten Frist (mindestens eine Woche) vorzulegen. Wird die
Bescheinigung innerhalb der Frist nicht vorgelegt, kann die Bewilligungsvoraussetzung
rückwirkend entfallen und die Beihilfen können zuzüglich Zinsen zurückgefordert werden.

- mit den in ihr ausgewiesenen Beihilfewerten bei zukünftigen Beantragungen von jeglichen
De-minimis-Beihilfen Ihres Unternehmens/Unternehmensverbundes zu berücksichtigen.

Hinweise zu subventionserheblichen Tatsachen

Der Zuwendungsempfänger wird auf die im Antrag enthaltenen subventionserheblichen
Tatsachen hingewiesen. Sofern sich die Tatsachen, von denen die Bewilligung, Gewährung,
Weitergewährung, Inanspruchnahme oder das Belassen der Zuwendung abhängig sind
(subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (StGB)) gegenüber den
Angaben im Antrag und allen sonstigen eingereichten Unterlagen ändern, ist der
Zuwendungsempfänger verpflichtet, dies der SAB unverzüglich anzuzeigen. Auf die
Offenbarungspflicht gemäß § 3 SubvG wird ausdrücklich hingewiesen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben
werden. Der Widerspruch ist schriftlich, zur Niederschrift oder in einer sonstigen in § 70 Abs. 1
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung genannten Form bei der Sächsischen Aufbaubank
– Förderbank – mit Sitz in Leipzig einzulegen. Der Widerspruch kann fristwahrend auch
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Sächsischen Aufbaubank – Förderbank – am Standort
Dresden eingelegt werden.

Bitte beachten Sie, dass die Einlegung des Widerspruchs mittels E-Mail oder per Mitteilung über
das Förderportal nur formgerecht ist, wenn sie eine Signatur enthält, die den Anforderungen des
§ 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes entspricht.
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Seite 9 zum Bescheid vom 02.10.2024

Hinweise zum Widerspruchsverfahren

Ein Widerspruchsverfahren ist nach dem Sächsischen Verwaltungskostengesetz (SächsVwKG)
kostenpflichtig, wenn dem Widerspruch nicht vollständig stattgegeben wird. Dies gilt nicht für
Widerspruchsführer, die nach dem SächsVwKG persönlich gebührenbefreit sind.

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Sächsische Aufbaubank - Förderbank -

Dieses Schreiben wurde automatisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.

Anlagen
- Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung im Bereich des EFRE, JTF

und ESF Plus (NBest-EU)
- De-minimis Bescheinigung

Hinweis:
Informationen zum Förderprogramm und die SAB-Formulare können unserem Internetauftritt
oder dem Förderportal entnommen werden (www.sab.sachsen.de).
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Wirtschaft

Telefon 0351 / 4910-4910

Digitalisierung@sab.sachsen.de

Unser Zeichen/Unsere Nachricht vom:
WI30

Dresden, 02.10.2024

Förderrichtlinie Digitalisierung Zuschuss EFRE 2021 bis 2027

Antrag vom : 27.06.2024
letzte Unterlagen vom : 28.06.2024
Antragsnummer : 100741649
Kontonummer : 3001084953
Zuwendungsempfänger : EMES Kabelbaum Konfektions GmbH

Filialweg 6
09439 Amtsberg

Kundennummer : 2000466473

Kreisnummer : 521
Vorhabensort : Filialweg 6

09439 Amtsberg

Zuwendungsbescheid

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Sächsische Aufbaubank – Förderbank – (SAB) bewilligt für Ihr Vorhaben folgende
Zuwendung:

Art der Zuwendung : Projektförderung
Art der Finanzierung : Anteilsfinanzierung
Umfang der
zuwendungsfähigen
Ausgaben : EUR 73.627,77
Form der Zuwendung : Zuschuss
Fördersatz : 35,00 %
Höhe der Zuwendung
(maximal) : EUR 25.769,71

Die Zuwendung wird aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) zur

Sächsische Aufbaubank -Förderbank-
Geschäftsadresse Leipzig
Gerberstraße 5, 04105 Leipzig
Postanschrift: 04022 Leipzig
Telefon 0341 70292-0
Fax 0341 70292-4000

Geschäftsadresse Dresden
Pirnaische Straße 9, 01069 Dresden
Postanschrift: 01054 Dresden
Telefon 0351 4910-0
Fax 0351 4910-4000

Vorstand:
Dr. Katrin Leonhardt (Vorsitzende)
Ronald Kothe
Vorsitzender des Verwaltungsrates:
Hartmut Vorjohann
Sächsischer Staatsminister der Finanzen

Gläubiger-ID: DE42ZZZ00000034715
SWIFT/BIC: SABDDE81XXX
USt-ID: DE179593934
Amtsgericht Leipzig
HRA 17804 Sitz: Leipzig
www.sab.sachsen.de
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Seite 2 zum Bescheid vom 02.10.2024

Verfügung gestellt.

Die Abtretung und Verpfändung der Zuwendung an Dritte und die Pfändung sind
ausgeschlossen. Die SAB kann die Auszahlungsansprüche aus diesem Zuwendungsbescheid
mit eigenen Ansprüchen aus anderen Rechtsverhältnissen aufrechnen.

Zuwendungszweck/Zweckbindung

Die Zuwendung ist zweckgebunden für folgendes Vorhaben entsprechend dem in diesem
Bescheid festgelegten Finanzierungsplan zu verwenden.

Vorhabensbezeichnung : Transformationsprojekt, Geschäftsprozess / Organisation,
Verbesserung von Prozessen für Kunden- und
Lieferantenschnittstelle (incl. Aftersales)

Vorhabensbeschreibung : Einführung einer Softwarelösung zur digitalen Erfassung
und Verarbeitung von Eingangsrechnungen

Vorhabensort : Filialweg 6
09439 Amtsberg

Während der Zweckbindungsfrist ist der bestimmungsgemäße Einsatz der aus der Zuwendung
finanzierten Gegenstände / Anschaffungen / Investitionen zu gewährleisten. Sie beginnt mit
Ablauf des Vorhabenszeitraumes und beträgt 3 Jahre.

Im Falle der Verlängerung des Vorhabenszeitraums beginnt die Zweckbindungsfrist mit Ablauf
der Verlängerung. Liegt die letzte Auszahlung der Zuwendung nach Ablauf des
Vorhabenszeitraumes, so beginnt die Zweckbindungsfrist mit der letzten Auszahlung, sofern
nicht nach den Bestimmungen für staatliche Beihilfen ein längerer Zeitraum festzulegen ist.

Der oben genannte Antrag sowie die dazu eingereichten Unterlagen und Erklärungen sind
Bestandteil dieses Bescheides.

Bewilligungs-/Vorhabenszeitraum

Der Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraum erstreckt sich vom 27.06.2024 bis 27.08.2025.

Der Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraum ist der Zeitraum, in dem das Vorhaben
durchzuführen ist und in welchem die Leistungen erbracht sein müssen, für welche Ausgaben
geltend gemacht werden.

Durchführungszeitraum

Der Durchführungszeitraum erstreckt sich vom 28.06.2024 bis 27.06.2025.

Der Zeitraum für die tatsächliche (bauliche, programmatische o.ä.) Durchführung des
Vorhabens liegt vollständig innerhalb des Bewilligungs- bzw. Vorhabenszeitraums. Der
Durchführungszeitraum begrenzt die unmittelbare Durchführung des Vorhabens.

Verzögert sich die Umsetzung des Vorhabens, kann die SAB der Verlängerung des
Vorhabenszeitraumes zustimmen, wenn der Zuwendungsempfänger vor Ablauf des
Vorhabenszeitraumes einen entsprechenden Antrag gestellt hat, der zu begründen ist.
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Seite 3 zum Bescheid vom 02.10.2024

Finanzierungsplan (Ausgaben und Finanzierung)

Folgende vorhabensbezogene Ausgaben werden als zuwendungsfähig anerkannt:

Gesamtausgaben
in EUR

zuwendungsfähige
Ausgaben in EUR

Hardware 19.399,00 19.399,00
Indirekte Kosten 4.816,77 4.816,77
Planung, Konzipierung, Vorbereitung,
Realisierung 49.412,00 49.412,00

Summe 73.627,77 73.627,77

Pauschalsatz in %

Indirekte Kosten 7,00

Bewertung/Begründung der Abweichungen gegenüber den Antragsunterlagen:

Die Position Hardware wurde in vollem Umfang anerkannt. Zu beachten gilt: Maschinen oder
Geräte sind gemäß Punkt 4.2.1.4. der Richtlinie in Verbindung mit dem veröffentlichten Infoblatt
und den FAQs nicht förderfähig. Ausgaben für Hardware sind in der Abrechnung detailliert
aufzuschlüsseln. Sollte dabei nicht förderfähige Hardware enthalten sein, reduzieren sich die
förderfähigen Ausgaben entsprechend. Die Reduzierung der förderfähigen Ausgaben hat
gegebenenfalls die Reduzierung der Zuwendung zur Folge.

Indirekte Kosten werden pauschal in Höhe von 7% der direkten zuwendungsfähigen Ausgaben
als zuwendungsfähig anerkannt. Mit dieser Pauschale sind alle indirekten Kosten abgegolten.
Näheres dazu finden Sie in den FAQ´s zur Richtlinie. Bei Reduzierung der förderfähigen
direkten Ausgaben in der Abrechnung reduzieren sich auch die indirekten Kosten.

Finanzierung
Betrag in EUR

Zuschuss 25.769,71
Eigenmittel 47.858,06

Summe 73.627,77

Bewertung/Begründung der Abweichungen gegenüber den Antragsunterlagen:

Der Fördersatz für ein Transformationsprojekt für Mittlere Unternehmen beträgt 35%.

Mittelbereitstellung

Es besteht kein Anspruch, die Zuwendung zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erhalten. Der
Zeitpunkt der Auszahlung der Mittel steht unter dem Vorbehalt, dass im jeweiligen Haushaltsjahr
bzw. zum Zeitpunkt, zu dem die Auszahlungsvoraussetzungen vorliegen, ausreichende
Haushaltsmittel verfügbar sind.
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Seite 4 zum Bescheid vom 02.10.2024

Allgemeine Nebenbestimmungen

Die beigefügten Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung im Bereich des
EFRE, JTF und ESF Plus (NBest-EU) sind Bestandteil dieses Bescheides, soweit dieser
Bescheid nichts Abweichendes bestimmt.

Der Bescheid ergeht vorbehaltlich der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung
einer Auflage gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG.

Dies gilt insbesondere für den Fall, dass sich EU-rechtliche Bestimmungen oder Anforderungen
der Europäischen Kommission nachträglich ändern bzw. erst zu einem späteren Zeitpunkt
endgültig feststehen.

Besondere Nebenbestimmungen

1 Zur Zuwendungsfähigkeit der Ausgaben

1.1 Zuwendungsfähig sind nur Ausgaben, die außerhalb gesetzlich vorgeschriebener Aufgaben,
Pflichtaufgaben sowie bestehender nationaler Fördermöglichkeiten entstehen.

Ausgaben können nur als förderfähig anerkannt werden, wenn diese vorhabensspezifisch
anfallen und durch den Zuwendungsempfänger während des Vorhabenszeitraums geleistet
wurden. Über Ausnahmen entscheidet die SAB.

1.2 Werden die zuwendungsfähigen Ausgaben als pauschale Kosten je Einheit gemäß Artikel 53
Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EU) 2021/1060 gewährt, so sind diese grundsätzlich für das
bewilligte Vorhaben unveränderlich.

2 Zur Publizität

2.1 Hinweise zur Umsetzung der Informations- und Kommunikationspflichten aus den
Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid befinden sich im „Leitfaden Sichtbarkeit,
Transparenz und Kommunikation“ unter Downloads im Servicebereich des Internetauftrittes der
SAB.

3 Zur Auszahlung

3.1 Ergänzend zu Nummer 7 der NBest-EU hat der Zuwendungsempfänger die Einhaltung der
Informations- und Kommunikationsvorschriften zu dokumentieren.

3.2 Im Falle der Förderung von Personal, das über eine
Stundenabrechnung/Stundensatzabrechnung finanziert wird, sind die direkt vorhabenbezogen
geleisteten Personalstunden für jeden entsprechend abgerechneten Mitarbeiter durch
taggenaue Stundennachweise mit einer Kurzbeschreibung der Arbeitsschwerpunkte für den
Berichtszeitraum (monatlich) unter Verwendung des SAB-Formulares zu dokumentieren. Die
Nachweise müssen durch Unterschrift der leistungserbringenden Person und einer
zeichnungsberechtigten Person des Zuwendungsempfängers bestätigt und vorgehalten werden.
Sie sind auf Anforderung der SAB für den jeweiligen Abrechnungszeitraum einzureichen.

3.3 Im Falle der Förderung von Personal, das über eine Stellenförderung finanziert wird (Stelle inkl.
Fehlzeiten wird projektbezogen abgerechnet), sind vierteljährliche Tätigkeitnachweise unter
Verwendung des SAB-Formulares zu führen und mit jedem Auszahlungsantrag bei der SAB
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Seite 5 zum Bescheid vom 02.10.2024

einzureichen.

3.4 Die Auszahlung der Zuwendung kann nach dem Durchführungszeitraum bzw. nach
vollständiger Umsetzung des Vorhabens beantragt werden.

3.5 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Prüfung des Verwendungsnachweises.

3.6 Mit dem Auszahlungsantrag ist die vollständig ausgefüllte Belegliste unter Verwendung der von
der SAB vorgegebenen Aufgabe im Förderportal einzugeben. In der Belegliste sind die Daten
sämtlicher Rechnungen bzw. Ausgaben über den gesamten Bewilligungs- bzw.
Vorhabenszeitraum kontinuierlich zu erfassen.

4 Zum Mittelabruf

4.1 Nach Erstattungsprinzip VwV zu § 44 SäHO Ziffer 7.6 ist der Zuwendungsempfänger
verpflichtet, die Auszahlung spätestens mit Einreichung des Verwendungsnachweises zu
beantragen. Erfolgt der Abruf nicht fristgerecht, kann die SAB den Zuwendungsbescheid in
Höhe der nicht fristgerecht abgerufenen Zuwendung teilweise widerrufen (Widerrufvorbehalt).
Der Widerruf des Zuwendungsbescheides aus anderen Gründen, z. B. wegen Zweckverfehlung
bei nicht mehr gesicherter Gesamtfinanzierung, bleibt unberührt.

5 Zum Zwischennachweis

5.1 In Abweichung von den Nebenbestimmungen wird auf die Einreichung eines
Zwischennachweises zum Jahresende verzichtet.

6 Zum Verwendungsnachweis

6.1 Der Verwendungsnachweis ist entsprechend den beigefügten Nebenbestimmungen und den
Vorgaben der SAB zu führen.

6.2 Für die Vorlage von Belegen, Verträgen und Unterlagen über die Vergabe von Aufträgen gilt
ergänzend zu Nr. 6.5 Satz 4 NBest-EU:
a) Der Zuwendungsempfänger muss Belege im Original einreichen, sofern er nicht das

Vorliegen der Voraussetzungen zur elektronischen Belegvorlage bestätigt.

b) Die Einreichung von elektronischen Belegen durch den Zuwendungsempfänger hat  im tif-
Format oder im pdf-Format zu erfolgen. Die SAB kann Weiteres zum Übermittlungsweg
festlegen (insbesondere im Hinblick auf die Unveränderbarkeit der Daten).

6.3 Abweichend von Nr. 6.1 NBest-EU ist der Verwendungsnachweis/ Auszahlungsantrag
rechtsverbindlich unterzeichnet bis zum Ablauf des Bewilligungs-/ Vorhabenszeitraum bei der
SAB einzureichen.

7 Zu Prüfungsrechten

7.1 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, den prüfungsberechtigten Stellen Auskünfte über
das geförderte Vorhaben zu erteilen, Einblick in die Geschäftsunterlagen zu gewähren und bei
Vor-Ort-Überprüfungen den Zugang zu sämtlichen Geschäftsräumen zu ermöglichen.
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Seite 6 zum Bescheid vom 02.10.2024

8 Sonstige vorhabenbezogene Bestimmungen

8.1 Ergeben sich Veränderungen der Angaben aus dem Antrag einschließlich dem
Finanzierungsplan und den eingereichten Unterlagen, die den Zuwendungsempfänger betreffen
oder verlieren einzelne Dokumente ihre Gültigkeit, sind die aktuellen Ausfertigungen
unverzüglich ohne weitere Aufforderung bei der SAB mittels Änderungsanzeige einzureichen.

8.2 Bei Änderungen der Anforderungen durch die Europäische Union im Hinblick auf die Begleitung,
Bewertung, Berichterstattung und Prüfung kann der Zuwendungsbescheid nachträglich
geändert werden.

8.3 Die Aufbewahrungsfrist für Belege und Verträge sowie aller sonst mit der Förderung
zusammenhängender Unterlagen beträgt zehn Jahre, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die
Beihilfe gewährt wurde. Nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften oder aufgrund von im
Zuwendungsbescheid festgelegten Zweckbindungsfristen kann eine längere Aufbewahrungsfrist
gelten. Es gilt die jeweils längere Frist.
Auch danach dürfen die relevanten Unterlagen erst nach Freigabe durch die Bewilligungsstelle
vernichtet werden.

8.4 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, bei Originalbelegen auf Thermopapier, neben dem
Originalbeleg eine Kopie des Beleges aufzubewahren.

8.5 Konkretisierend zu Nummer 3 Abs. 3 der NBest-EU gilt:
Binnenmarktrelevant sind Aufträge, deren geschätzter Nettoauftragswert über den nachfolgend
bestimmten Auftragswerten liegt und deren Leistungsort sich gleichzeitig innerhalb des
grenznahen Raumes befindet.

Die Nettoauftragswerte werden wie folgt festgelegt:
a) bei Bauleistungen > 1,00 % des EU-Schwellenwertes,
b) bei freiberuflichen Leistungen inkl. Baunebenkosten, sonstigen Ingenieur- oder

Architektenleistungen, Gutachter etc. sowie sonstigen Leistungen / Dienstleistungen (mit
Ausnahme der unter c) aufgeführten Leistungen) > 10,00 % des EU-Schwellenwertes,

c) bei Dolmetscher- Übersetzer- oder Cateringleistungen sowie Leistungen, die den
grenzüberschreitenden Transport von Personen zum Gegenstand haben > 1.000,00 EUR.

Der grenznahe Raum umfasst alle sächsischen Gemeinden, deren Gebiet sich vollständig
innerhalb einer Entfernung von 30 km zur polnischen oder tschechischen Grenze befindet.
Binnenmarktrelevante Aufträge im Unterschwellenbereich sind mit einer Frist von mindestens
10 Kalendertagen und unter Angabe der wesentlichen Punkte des zu erteilenden Auftrages vor
Auftragsvergabe bekannt zu machen. Als Nachweis der Bekanntmachung sind auf Anfrage der
SAB ein Screenshot der Bekanntmachung mit erkennbarem Datumsstempel oder Kopien der
Veröffentlichung in regionalen oder überregionalen Medien vorzulegen.

8.6 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, bei der Durchführung des Vorhabens die Charta der
Grundrechte der Europäischen Union (2000/C 364/01; Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften vom 18. Dezember 2000) und die UN-Behindertenrechtskonvention
(Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
vom 3. Mai 2008) zu beachten. Verstöße gegen die EU-Grundrechtecharta oder die UN-
Behindertenrechtskonvention können mit einem teilweisen oder vollständigen Widerruf der
Förderung sanktioniert werden.
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Seite 7 zum Bescheid vom 02.10.2024

8.7 Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union regelt die Verarbeitung
personenbezogener Daten, u.a. durch öffentliche Stellen. Gemäß § 8a Förderbankgesetz des
Freistaates Sachsen (FördBankG) ist die SAB befugt, Daten von Kunden und Antragstellern zu
verarbeiten.

Neben eigenen Daten werden bei Beantragung und Durchführung eines geförderten Vorhabens
ggf. personenbezogene Daten von Dritten erhoben und verarbeitet, die teilweise oder
vollständig an die SAB zu übermitteln sind.

Hinweise zum Datenschutz finden Sie auf unserer Internetseite.

8.8 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, an der Evaluation der geförderten Vorhaben auch
über den Vorhabenszeitraum hinaus mitzuwirken.

8.9 Es wird darauf hingewiesen, dass die Bewilligungsstelle verpflichtet ist, Daten über die
einzelnen Begünstigten, die geförderten Vorhaben bzw. Maßnahmen, für die die Zuwendungen
gewährt wurden, sowie über die Höhe der Gesamtkosten, zum Zwecke der Veröffentlichung in
ein Verzeichnis zu übermitteln (Art. 49 Abs. 3 VO (EU) Nr. 2021/1060).

8.10 Ausgaben bzw. Kosten für Abrechnungspositionen, die bereits im Rahmen anderer
Förderprogramme mit öffentlichen Beihilfen gefördert wurden, dürfen in diesem Vorhaben nicht
abgerechnet werden.

Begründung

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt auf der Grundlage
- des oben genannten Förderantrages
- der Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr zur

Förderung von aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung im Förderzeitraum
2021 bis 2027 mitfinanzierten Vorhaben von Digitalisierungsprojekten (Förderrichtlinie
Digitalisierung Zuschuss EFRE 2021 bis 2027 – FRL Digi-Z) vom 05.10.2022, veröffentlicht
am 20.10.2022 im Sächsischen Amtsblatt Nr. 42/2022, S. 1254 ff.

- der Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr mit
allgemeinen Bestimmungen zur Förderung von aus dem Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE), dem Fonds für einen gerechten Übergang (JTF) sowie dem
Europäischen Sozialfonds Plus (ESF Plus) mitfinanzierten Vorhaben in der Förderperiode
2021 bis 2027 im Freistaat Sachsen (EU-Rahmenrichtlinie) vom 9. Mai 2023 veröffentlicht
am 25.05.2023 im Sächsischen Amtsblatt Nr. 21/2023 (S. 576 ff.)

- der §§ 23, 44 und 44a der Sächsischen Haushaltsordnung (SäHO) sowie den allgemeinen
Verwaltungsvorschriften zur SäHO (VwV-SäHO zu §§ 23, 44 und 44a)

- der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni
2021 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohäsionsfonds
(ABl. EU Nr. L231 vom 30. Juni 2021, S. 60) in der jeweils gültigen Fassung, sowie die
hierzu von der EU-Kommission verabschiedeten Delegierten Verordnungen und
Durchführungsverordnungen in der jeweils gültigen Fassung

- der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni
2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen
gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie
mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle
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Seite 8 zum Bescheid vom 02.10.2024

Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. EU Nr. L231 vom 30. Juni 2021,
S. 159, L 261 vom 22.07.2021, S. 58)

- des Programms des Freistaates Sachsen für den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) und den Just Transition Fund (JTF) im Förderzeitraum 2021 bis 2027

- der unter „Beihilferechtliche Hinweise“ genannten Beihilferegeln

Beihilferechtliche Hinweise

Die Leistung unterliegt den Beihilferegeln der EU-Kommission (Verordnung (EU) 2023/2831 der
Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, Amtsblatt der
EU L, 2023/2831, 15.12.2023). Die dem Leistungsempfänger bzw. seinem Unternehmen
gewährten De-minimis-Beihilfen dürfen innerhalb eines fließenden Zeitraums von drei
Kalenderjahren den Betrag von 300.000,00 EUR nicht überschreiten.
Die als Anlage beigefügte „De-minimis“-Bescheinigung ist Bestandteil dieses
Zuwendungsbescheids und
- 10 Jahre vom Unternehmen aufzubewahren und auf Anforderung der Europäischen

Kommission, der Bundesregierung, Landesverwaltung oder der SAB auf deren Anforderung
innerhalb von einer festgesetzten Frist (mindestens eine Woche) vorzulegen. Wird die
Bescheinigung innerhalb der Frist nicht vorgelegt, kann die Bewilligungsvoraussetzung
rückwirkend entfallen und die Beihilfen können zuzüglich Zinsen zurückgefordert werden.

- mit den in ihr ausgewiesenen Beihilfewerten bei zukünftigen Beantragungen von jeglichen
De-minimis-Beihilfen Ihres Unternehmens/Unternehmensverbundes zu berücksichtigen.

Hinweise zu subventionserheblichen Tatsachen

Der Zuwendungsempfänger wird auf die im Antrag enthaltenen subventionserheblichen
Tatsachen hingewiesen. Sofern sich die Tatsachen, von denen die Bewilligung, Gewährung,
Weitergewährung, Inanspruchnahme oder das Belassen der Zuwendung abhängig sind
(subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (StGB)) gegenüber den
Angaben im Antrag und allen sonstigen eingereichten Unterlagen ändern, ist der
Zuwendungsempfänger verpflichtet, dies der SAB unverzüglich anzuzeigen. Auf die
Offenbarungspflicht gemäß § 3 SubvG wird ausdrücklich hingewiesen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben
werden. Der Widerspruch ist schriftlich, zur Niederschrift oder in einer sonstigen in § 70 Abs. 1
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung genannten Form bei der Sächsischen Aufbaubank
– Förderbank – mit Sitz in Leipzig einzulegen. Der Widerspruch kann fristwahrend auch
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Sächsischen Aufbaubank – Förderbank – am Standort
Dresden eingelegt werden.

Bitte beachten Sie, dass die Einlegung des Widerspruchs mittels E-Mail oder per Mitteilung über
das Förderportal nur formgerecht ist, wenn sie eine Signatur enthält, die den Anforderungen des
§ 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes entspricht.
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Seite 9 zum Bescheid vom 02.10.2024

Hinweise zum Widerspruchsverfahren

Ein Widerspruchsverfahren ist nach dem Sächsischen Verwaltungskostengesetz (SächsVwKG)
kostenpflichtig, wenn dem Widerspruch nicht vollständig stattgegeben wird. Dies gilt nicht für
Widerspruchsführer, die nach dem SächsVwKG persönlich gebührenbefreit sind.

Mit freundlichen Grüßen

Ihre Sächsische Aufbaubank - Förderbank -

Dieses Schreiben wurde automatisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.

Anlagen
- Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung im Bereich des EFRE, JTF

und ESF Plus (NBest-EU)
- De-minimis Bescheinigung

Hinweis:
Informationen zum Förderprogramm und die SAB-Formulare können unserem Internetauftritt
oder dem Förderportal entnommen werden (www.sab.sachsen.de).
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EMES Kabel GmbH 

Sachbericht 

Einführung einer Softwarelösung zur digitalen Erfassung und Verarbeitung von 

Eingangsrechnungen zur Optimierung der Lieferantenschnittstellen und der 

innerbetrieblichen Rechnungsprozesse 

Mit dem geplanten Vorhaben sollten sowohl die Aufträge vom Kunde direkt in das 

bestehende Warenwirtschaftsprogramm eingelesen als auch die Lagerverwaltung 

digitalisiert werden. Des Weiteren sollte die Rechnungserfassung bei Eingang, als 

auch die weitere Verarbeitung bis zur Auszahlung digitaler gestaltet werden. So soll 

es möglich werden das Rechnungen von der neuen Software automatisch zu 

erfassen, zu prüfen, freizugeben, an das bestehende Warenwirtschaftssystem zu 

übergeben und den Lieferanten bzw. Vorgängen zuzuordnen. 

Mit dem Projekt und den hier nötigen Anpassungsprogrammieren zur KI-gestützten 

Texterkennung und zur Gestaltung eines effizienten durchgängigen Workflows, 

wurde es nun möglich Aufträge direkt vom Kunde ins bestehende 

Warenwirtschaftssystem zu übernehmen und gleich automatisch zu prüfen welche 

Lagerbestände noch verfügbar sind, bzw. welche noch bestellt oder gefertigt werden 

müssen. Auch können nun Rechnungen direkt aus Mail Postfächern importiert oder 

per Scan und OCR-Erkennung erfasst und den einzelnen Lieferanten und Vorgängen 

im Warenwirtschaftssystem zugeordnet werden. 

Im Zuge des Projektes wurden weiterhin die bestehenden Schnittstellen zu DATEV 
und Eurodat weiter verbessert, um den Workflow mit dem Steuerbüro weiter zu 
digitalisieren und zu optimieren. Die hier anfallenden Dokumente sollen ebenfalls 
möglichst digital abgelegt und den jeweiligen Vorgängen zuordenbar sein. Hierfür 
werden ebenfalls wieder Anpassungsprogrammierungen benötigt, welche 
entsprechende Schnittstellen und Workflows schaffen. Mit Einführung des neuen 
Servers und der MS 365 Lösung wurde nun auch die Möglichkeit zum Arbeiten 
außerhalb der Firma geschaffen. Auch die Nutzung von verschiedenen 
Arbeitsplätzen in der Firma durch eine Person wurde hiermit erst möglich. Dies bietet 
vielseitige Möglichkeiten die Prozesse im Unternehmen zum einen digitaler zu 
gestalten und zum anderen kann so die interne Kommunikation als auch die 
Kommunikation mit Kunden und Lieferanten digitaler und optimaler gestaltet werden.   
Somit wurden mit diesem Projekt die Prozesse in der Handhabung digitaler gestaltet 

und im Ablauf optimiert. Durch die damit einhergehenden Erneuerungen wurde somit 

eine Optimierung der Prozesse, eine wesentlich höhere Effizienz und auch eine 

höhere Datengenauigkeit und -sicherheit im Unternehmen erreicht. 

 

Es konnten insgesamt Kosten in den Bereichen Hardware und Umsetzung 

eingespart werden. Bedingt durch technische Gründe wurden allerdings Ausgaben 

für weitere, vorher nicht geplante Hardware (Notebooks und Bildschirme) nötig. 

Diese wurden nötig, da die gestiegenen Hardwareanforderungen in Verbindung mit 

dem Projekt und dem Ziel des mobilen Arbeitens mit den bestehenden Lösungen 

nicht mehr erfüllt werden konnten. 









































Ausführun... Laufen... Zahlun... Auftra... Kontobez... Name Zahlung... IBAN Zahlungs... Verwendungsz... Typ Turnus Betrag Währu...

09.07.2025 22921 23294 321008542 SYNERPY GmbH DE52 7607 0024
0870 0981 00

RG2500594
ER25-1795

SEPA-Überweisu
ng einmalig 666,40 EUR

Anzahl Aufträge: 1 Summe Lastschriften: 0,00 EUR
Summe Überweisungen: 666,40 EUR

Übersicht historische Aufträge
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